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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I.	 zu berichten,

	 1.	� auf welche Weise die Landesregierung selbstständig und in einer für medi-
zinische Laien verständlichen Weise darüber informiert, dass HIV-positive 
Menschen bei Werten von unter 1 000 Viruskopien/ml beim Sex als gering 
bis kaum infektiös, bei einer Virusmenge von unter 50 Kopien/ml als nicht 
mehr infektiös gelten;

	 2.	� auf welche Weise die Landesregierung selbstständig bzw. mit Koopera
tionspartnern medizinisches Personal bezüglich des angst- und vorurteils-
freien Umgangs mit HIV-positiven Patientinnen und Patienten schult;

	 3.	� ob der Landesregierung Fälle in Baden-Württemberg bekannt sind, in denen 
sich Pflegedienste oder Pflegeheime geweigert haben, HIV-positive pflege-
bedürftige Menschen zu betreuen beziehungsweise aufzunehmen, weil sie 
HIV-positiv sind;

	 4.	� ob eine solche Weigerung grundsätzlich, etwa durch eine entsprechende 
Klausel in Betreuungs- oder Heimverträgen, aus Sicht der Landesregierung 
rechtlich zulässig wäre, unter besonderer Darstellung, auf welche Weise, 
etwa durch Instrumente der Heimaufsicht, Verstöße gegen ein eventuell be-
stehendes Verbot geahndet werden;

	 5.	� welche Maßnahmen die Landesregierung ergreift, um die Versorgung der 
zunehmend älteren, pflegebedürftigen HIV-positiven Menschen mit spezia-
lisierten sowie diskriminierungsfreien Pflegeangeboten zu gewährleisten;
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	   6.	� ob der Landesregierung Fälle bekannt sind, in denen HIV-positive Men-
schen bei zahnärztlichen oder kieferchirurgischen Behandlungen aus vor-
geblich hygienischen Gründen nur den letzten Behandlungstermin eines 
Behandlungstags erhalten haben;

	   7.	� inwiefern die Landesregierung, gegebenenfalls gemeinsam mit der Zahn-
ärztekammer Baden-Württemberg, Maßnahmen ergreift, Diskriminierun-
gen von HIV-positiven Patientinnen und Patienten bei zahnärztlichen und/
oder kieferchirurgischen Behandlungen entgegenzuwirken;

	   8.	� ob der Landesregierung Fälle an baden-württembergischen Universitäten 
bekannt sind, bei denen HIV-positive Zahnmedizinstudierende von der 
Teilnahme an praktischen Kursen ausgeschlossen wurden;

	   9.	� inwiefern besondere rechtliche Voraussetzungen für HIV-positive Men-
schen vor der Approbation zum Zahnarzt existieren;

	 10.	� in wie vielen baden-württembergischen Gesundheitsämtern derzeit keine 
bzw. nur eingeschränkt Testungen auf sexuell übertragbare Krankheiten 
durchgeführt werden (bitte aufschlüsseln nach einzelnen Gesundheitsäm-
tern, angebotenen Testungen und gegebenenfalls Zeitraum, seit wann ein-
zelne Testungen ausgesetzt sind);

	 11.	� ab welchem Zeitpunkt der Coronapandemie aus Sicht der Landesregierung 
die Gesundheitsämter ihr Testangebot bezüglich sexuell übertragbaren 
Krankheiten hätten wiederaufnehmen müssen;

	 12.	� auf welche Weise das Land in Kreisen, in denen Gesundheitsämter keine 
Testungen auf sexuell übertragbare Krankheiten durchführen, die gesund-
heitliche Versorgung der Bevölkerung sicherstellt;

II.	 nachfolgende Maßnahmen zu ergreifen:

	 1.	� landesrechtliche Regelungsmöglichkeiten zu nutzen, um den Schutz von 
HIV-positiven Menschen im Gesundheitsbereich (sowohl als Patientinnen 
und Patienten als auch als Behandelnde) zu verbessern;

	 2.	� geeignete Angebote zur Versorgung von HIV-positiven Menschen in Pfle-
geeinrichtungen und die Sensibilisierung der Pflegenden zu schaffen;

	 3.	� niedrigschwellige Testangebote bezüglich sexuell übertragbaren Krankhei-
ten als Teil der öffentlichen Gesundheitsvorsorge in jedem baden-württem-
bergischen Gesundheitsamt zu gewährleisten.

30.11.2022

Wahl, Dr. Kliche-Behnke, Kenner, Rolland, Born SPD
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B e g r ü n d u n g

HIV-positive Menschen sehen sich auch 2022 noch Ressentiments und Stigma-
tisierungen ausgesetzt. Gerade im Gesundheitsbereich kommt es nach wie vor 
zu Diskriminierungen, die häufig auf veralteten Informationen beruhen. Zuneh-
mend ist auch die pflegerische Versorgung HIV-positiver Menschen ein Thema, 
da es immer mehr ältere HIV-positive Menschen gibt. Anlässlich des diesjährigen 
Welt-AIDS-Tags fragt dieser Antrag danach, welches Wissen der Landesregie-
rung über die Herausforderungen in diesen Bereichen vorliegt und welche Maß-
nahmen sie gegebenenfalls ergreift.

Weiterer Gegenstand ist die Test-Infrastruktur bezüglich sexuell übertragbarer 
Krankheiten in Baden-Württemberg. Im Kontext der Coronapandemie stellten 
viele Gesundheitsämter ihr Testangebot vorübergehend ein. Der Antrag möchte 
klären, ob alle Gesundheitsämter ihr Testangebot wiederaufgenommen haben.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 17. Januar 2023 Nr. 71Ref-0141.5-017/3645 nimmt das Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit und Integration im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst zu dem Antrag wie folgt 
Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I.	 zu berichten,

1.	�auf welche Weise die Landesregierung selbstständig und in einer für medizini-
sche Laien verständlichen Weise darüber informiert, dass HIV-positive Men-
schen bei Werten von unter 1 000 Viruskopien/ml beim Sex als gering bis kaum 
infektiös, bei einer Virusmenge von unter 50 Kopien/ml als nicht mehr infektiös 
gelten;

Das Landesgesundheitsamt stellt auf seiner Internetseite sowohl Informationen 
zum Human Immunodeficiency Virus (HIV) als auch elektronische Verweise auf 
verschiedene Internetseiten zum Thema, beispielsweise diejenige der Deutschen 
Aidshilfe e. V., zur Verfügung (https://www.gesundheitsamt-bw.de/lga/de/the-
men/infektionskrankheiten/sexuell-uebertragbare/hiv/).

Insbesondere die Deutsche Aidshilfe e. V. leistet umfangreiche Anti-Diskriminie-
rungs-, Aufklärungs- und Präventionsarbeit. In leicht verständlicher Sprache stellt 
sie Aufklärungsmaterialen zum Thema zur Verfügung. Zudem führt sie medien-
wirksame Kampagnen zur Entstigmatisierung des HI-Virus und gegen die Diskri-
minierung HIV-positiver Menschen durch. 

Die Aufklärung darüber, dass Menschen mit einer HIV-Infektion und einer nicht 
nachweisbaren Viruslast unter Therapie das HI-Virus sexuell nicht übertragen 
können, stellt eine Kernbotschaft der öffentlichkeitswirksamen Tätigkeiten der 
Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. und ihrer Mitgliedsorganisationen dar. Diese 
Kernbotschaft, die mit der Formel „n = n“ („nicht nachweisbar = nicht übertrag-
bar“) veranschaulicht wird, wird im Rahmen von Kampagnen, Pressemitteilun-
gen und Veranstaltungen der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. (beispielswei-
se im Rahmen des „Welt-Aids-Tags“ oder des „Christopher Street Days“) ver-
mittelt. Auch in den projektbezogenen Tätigkeiten (z.B. „Salam“, „femmetastic“ 
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oder „Gentle Man“) stellt „n = n“ eine wesentliche Information dar. Dadurch soll 
Ängsten, die noch in Teilen der Bevölkerung bestehen, entgegengewirkt werden. 

Das Wissen, dass HIV unter Therapie nicht übertragbar ist, ist bis heute nur un-
zureichend verbreitet (nur ca. 10 bis 20 Prozent der deutschen Bevölkerung sind 
hierüber informiert). Die wissenschaftliche Tatsache, dass HIV unter Therapie 
nicht übertragbar ist, bleibt deshalb langfristig Kernbotschaft der systematischen 
Aufklärungsarbeit der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V.

Im Übrigen hat der Haushaltsgesetzgeber die Fördermittel für die Aidshilfen im 
Jahr 2022 um 560.000 Euro auf 1,2 Mio. Euro erhöht.

2.	�auf welche Weise die Landesregierung selbstständig bzw. mit Kooperations-
partnern medizinisches Personal bezüglich des angst- und vorurteilsfreien Um-
gangs mit HIV-positiven Patientinnen und Patienten schult;

Das Landesgesundheitsamt bietet eine Weiterbildung zur staatlich anerkannten 
Hygienefachkraft an. Diese enthält Unterrichtseinheiten zur Virologie und im 
Speziellen zu sexuell übertragbaren Infektionen (STI). In diesen Unterrichtsein-
heiten werden relevante Viren, wie beispielsweise HIV, behandelt mit beson-
derem Blick auf ihren Übertragungsweg und die spezifischen Maßnahmen zum 
Infektionsschutz für Patientinnen und Patienten sowie für das medizinische Per-
sonal. Das dabei erlangte Fachwissen trägt auch zu einem angst- und vorurteils
freien Umgang mit infektiösen Patientinnen und Patienten bei.

Zudem ist die generalistische Pflegeausbildung darauf ausgerichtet, die Auszubil-
denden zu befähigen, die pflegerische Versorgung von Menschen aller Altersklas-
sen und in unterschiedlichen Settings zu gewährleisten. Zu den Ausbildungszielen 
gehört unter anderem die Kompetenz für ein ethisch reflektiertes Handeln. Da-
bei lernen die Auszubildenden, sich für die Verwirklichung der Menschenrechte, 
Ethikkodizes und die Förderung der spezifischen Bedürfnisse und Gewohnheiten 
von pflegebedürftigen Personen einzusetzen. 

Schließlich bieten die Mitgliedsorganisationen der Aidshilfe Baden-Württemberg 
e. V. Schulungen im Land zum vorurteilsfreien Umgang mit HIV-Infizierten für 
Auszubildende in der Pflege an, ebenso Fort- und Weiterbildungen für bereits 
ausgebildetes Pflegepersonal. Im Rahmen dieser Veranstaltungen wird grundle-
gendes Wissen über HIV vermittelt und über einen patientengerechten und diskri-
minierungsfreien Umgang aufgeklärt. Die Fort- und Weiterbildungsangebote der 
Mitgliedsorganisationen der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. richten sich auch 
an Ärztinnen und Ärzte sowie Medizinstudentinnen und -studenten. 

3.	�ob der Landesregierung Fälle in Baden-Württemberg bekannt sind, in denen 
sich Pflegedienste oder Pflegeheime geweigert haben, HIV-positive pflegebe-
dürftige Menschen zu betreuen beziehungsweise aufzunehmen, weil sie HIV-po-
sitiv sind;

Die Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. berichtet nach Rücksprache mit ihren 
Mitgliedsorganisationen, dass diese in Einzelfällen von entsprechenden Vor-
kommnissen erfahren haben. Der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. sind aber 
aktuell keine Fälle von systematischer oder wiederholter Verweigerung der Be-
treuung pflegebedürftiger Menschen mit HIV (und der damit verbundenen Stig-
matisierung und Diskriminierung) bekannt. 

Darüber hinaus sind der Landesregierung aktuell keine Fälle bekannt, in denen 
sich ambulante Pflegedienste bzw. stationäre Pflegeeinrichtungen mit Versor-
gungsvertrag nach § 72 SGB XI geweigert hätten, HIV-positive pflegebedürftige 
Menschen zu betreuen.
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4.	�ob eine solche Weigerung grundsätzlich, etwa durch eine entsprechende Klau-
sel in Betreuungs- oder Heimverträgen, aus Sicht der Landesregierung recht-
lich zulässig wäre, unter besonderer Darstellung, auf welche Weise, etwa durch 
Instrumente der Heimaufsicht, Verstöße gegen ein eventuell bestehendes Verbot 
geahndet werden;

Für die Ausgestaltung von Betreuungs- oder Heimverträgen sind die bundesrecht-
lichen Regelungen des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) maßgeb-
lich. Die Überprüfung, ob in den Verträgen die Bestimmungen des WBVG ein-
gehalten werden, fällt nicht in den Zuständigkeitsbereich der baden-württember-
gischen Heimaufsichtsbehörden. Diese können im Rahmen der Regel- bzw. An-
lassprüfungen ausschließlich prüfen, ob die stationäre Einrichtung die vertraglichen 
Leistungen erbringt (§ 17 Absatz 2 Satz 1 i. V. m. § 10 Absatz 3 Nummer 2 Wohn-, 
Teilhabe- und Pflegegesetz [WTPG]). Ist dies nicht der Fall, leitet die Heimauf-
sichtsbehörde die erforderlichen ordnungsrechtlichen Schritte ein, um die Mängel 
abzustellen. 

5.	�welche Maßnahmen die Landesregierung ergreift, um die Versorgung der zu-
nehmend älteren, pflegebedürftigen HIV-positiven Menschen mit spezialisierten 
sowie diskriminierungsfreien Pflegeangeboten zu gewährleisten;

Stationäre Pflegeeinrichtungen sind heimrechtlich verpflichtet, ihre Leistungen 
nach dem jeweils anerkannten Stand fachlicher Erkenntnisse zu erbringen (§ 10 
Absatz 2 Nummer 1 WTPG), die Würde, die Privatheit, die Interessen und Be-
dürfnisse volljähriger Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf vor Be-
einträchtigungen zu schützen (§ 10 Absatz 2 Nummer 2 WTPG) und bei Pflege-
bedürftigen eine humane und aktivierende Pflege unter Achtung der Menschen-
würde zu gewährleisten sowie die Pflege entsprechend dem allgemein anerkann-
ten Stand medizinisch-pflegerischer Erkenntnisse zu erbringen (§ 10 Absatz 2 
Nummer 6 WTPG). Den Anspruch auf eine speziell auf die eigenen Bedarfe und 
Bedürfnisse zugeschnittene und diskriminierungsfreie Betreuung und Pflege ha-
ben alle Bewohnerinnen und Bewohner gleichermaßen, unabhängig davon, ob 
sie HIV-positiv sind oder nicht. Die Heimaufsichtsbehörden überprüfen gem.  
§ 17 Absatz 2 WTPG, ob die genannten Anforderungen nach dem WTPG erfüllt 
sind. Ist dies nicht der Fall, leitet die Heimaufsichtsbehörde die erforderlichen 
ordnungsrechtlichen Schritte zur Abstellung der Mängel ein. 

Über den Prüfungsauftrag hinaus geben die Heimaufsichtsbehörden im Rahmen 
ihres allgemeinen Beratungsauftrags Impulse für Qualitätsverbesserungen. Um 
bei den Heimaufsichtsbehörden die Versorgung von pflegebedürftigen HIV-posi-
tiven Menschen in stationären Pflegeeinrichtungen noch mehr in den Fokus ihrer 
Beratungen zu rücken, ist geplant, dieses Thema bei einer der nächsten Fachta-
gungen der Heimaufsichtsbehörden aufzugreifen.

6.	�ob der Landesregierung Fälle bekannt sind, in denen HIV-positive Menschen 
bei zahnärztlichen oder kieferchirurgischen Behandlungen aus vorgeblich hy-
gienischen Gründen nur den letzten Behandlungstermin eines Behandlungstags 
erhalten haben;

Der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg sind keine Fälle bekannt, in 
denen HIV-positive Menschen bei zahnärztlichen oder kieferchirurgischen Be-
handlungen aus vorgeblich hygienischen Gründen nur den letzten Behandlungs-
termin an einem Behandlungstag erhalten haben. Auch der Landesärztekammer 
Baden-Württemberg, die im Hinblick auf den ärztlichen Bereich der Mund-, Kie-
fer- und Gesichtschirurgie berührt ist, liegen keine entsprechenden Erkenntnisse 
vor. 

Für die Behandlung von HIV-positiven Menschen in Zahnarztpraxen müssen 
nach Mitteilung der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg keine zusätz-
lichen Maßnahmen in den Bereichen „Hygiene und Arbeitsschutz“ getroffen wer-
den. Die Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg sieht daher weder recht
liche noch fachliche Gründe, die eine Behandlungsterminierung von HIV-positi-
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ven Menschen am Ende eines Behandlungstages rechtfertigen würden. Sie lehnt 
eine derartige Diskriminierung von HIV-positiven Menschen sowie von Patien-
tinnen und Patienten mit anderen chronischen Erkrankungen (z. B. HBV, HCV) 
ab. Eine Ausnahme gilt lediglich für HIV-infizierte Personen im Stadium AIDS 
(Stadium 3). 

Auch der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg (KZV Baden-
Württemberg) und der Stelle zur Bekämpfung von Fehlverhalten im Gesundheits-
wesen nach § 81a SGB V sind keine Fälle bekannt, in denen HIV-positive Men-
schen bei zahnärztlichen oder kieferchirurgischen Behandlungen aus vorgeblich 
hygienischen Gründen nur den letzten Behandlungstermin eines Behandlungstags 
erhalten haben. Im Übrigen wird von der Bundeszahnärztekammer den Zahnarzt-
praxen die in der Fragestellung beschriebene Vorgehensweise ausdrücklich nicht 
empfohlen (siehe z. B. https://www.bzaek.de/fileadmin/PDFs/Fachangestellte/
Keine_Angst_vor_HIV.pdf, S. 9).

7.	�inwiefern die Landesregierung, gegebenenfalls gemeinsam mit der Zahnärz-
tekammer Baden-Württemberg, Maßnahmen ergreift, Diskriminierungen von 
HIV-positiven Patientinnen und Patienten bei zahnärztlichen und/oder kiefer-
chirurgischen Behandlungen entgegenzuwirken;

Die Basis für die Initiativen und Maßnahmen der Landeszahnärztekammer Baden-
Württemberg bildet die gemeinsame Arbeitsgruppe AIDS- und STI-Prävention 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration. Ausgehend von dieser 
Arbeitsgruppe ist vom Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration im 
Jahr 2017 die Informationsbroschüre „Das Zahnärzte-HIV-Projekt Baden-Würt-
temberg“ veröffentlicht worden. Diese Informationsbroschüre stellt die gemein-
same Erweiterung der Zahnärzte-HIV-Initiative in Baden-Württemberg dar. Im 
Zentrum der Initiativen der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg steht 
auf Landes- und Bezirksebene weiterhin die konsequente Implementierung fach-
spezifischer Inhalte zu HIV in die Fortbildungsveranstaltungen für Zahnärztinnen 
und Zahnärzte sowie für das Praxisteam. Hierbei sind auch Fortbildungskoope-
rationen mit der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. und einem Stuttgarter HIV-
Schwerpunktarzt entstanden. Die Informationsbroschüre kann über die Homepage 
der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg abgerufen werden (https://lzk-
bw.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Rund_um_die_Praxisf%C3%BChrung/
Das_Zahnaerzte-HIV-Projekt_Baden-Wuerttemberg.pdf).

Auf Bundesebene werden die Maßnahmen bzw. Initiativen der Landeszahnärz-
tekammer Baden-Württemberg von der Information „Zahnärztliche Behandlung 
von HIV-positiven Patienten“ der Deutschen Aidshilfe e. V. und der Bundes-
zahnärztekammer vom November 2014 flankiert. Diese Information kann über 
die Homepage der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg abgerufen wer-
den: https://lzk-bw.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Rund_um_die_Pra-
xisf%C3%BChrung/BZ%C3%84K_hiv_aids.pdf.

In diesem Kontext wurde im Jahr 2016 die Broschüre „Keine Angst vor HIV, HBV 
und HCV! – Informationen für das zahnärztliche Behandlungsteam“ der Deutschen 
Aidshilfe e. V. und der Bundeszahnärztekammer veröffentlicht. Auch diese Bro-
schüre kann über die Homepage der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg 
abgerufen werden: https://lzk-bw.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Rund_um_
die_Praxisf%C3%BChrung/Keine-Angst-HIV-BZAEK-12-2016.pdf.

Als weiterer Informationsbaustein für das zahnmedizinische Praxispersonal ist im 
Jahr 2017 in Kooperation der Deutschen Aidshilfe e. V. und der Bundeszahnärz-
tekammer ein Erklärvideo „Keine Angst vor HIV, HBV und HCV“ für die Zahn-
arztpraxis und ihr Praxisteam entstanden. Dieses Erklärvideo ist auf YouTube 
abrufbar: https://www.youtube.com/watch?v=zOZrJw_aleQ.



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3645

8.	�ob der Landesregierung Fälle an baden-württembergischen Universitäten be-
kannt sind, bei denen HIV-positive Zahnmedizinstudierende von der Teilnahme 
an praktischen Kursen ausgeschlossen wurden;

Dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst sowie der Landeszahn-
ärztekammer Baden-Württemberg sind keine Fälle an baden-württembergischen 
Universitäten bekannt, bei denen HIV-positive Zahnmedizinstudentinnen oder 
-studenten von der Teilnahme an praktischen Kursen ausgeschlossen wurden.

9.	�inwiefern besondere rechtliche Voraussetzungen für HIV-positive Menschen 
vor der Approbation zum Zahnarzt existieren;

Nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Gesetzes über die Ausübung der Zahn-
heilkunde (ZHG) ist die zahnärztliche Approbation auf Antrag zu erteilen, wenn 
die Antragstellerin oder der Antragsteller – abgesehen von weiteren im ZHG nor-
mierten Anforderungen – nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des 
Berufs ungeeignet ist. Hierzu ist dem Regierungspräsidium Stuttgart als zahnärzt-
liche Erlaubnis- und Approbationsbehörde in Baden-Württemberg ein ärztliches 
Attest vorzulegen, aus dem sich ergibt, dass die betreffende Person gesundheitlich 
nicht ungeeignet ist, den zahnärztlichen Beruf auszuüben. Darüberhinausgehen-
de rechtliche Voraussetzungen bestehen für HIV-positive Antragstellerinnen und 
Antragsteller laut der zahnärztlichen Erlaubnis- und Approbationsbehörde nicht. 

10. �in wie vielen baden-württembergischen Gesundheitsämtern derzeit keine bzw. 
nur eingeschränkt Testungen auf sexuell übertragbare Krankheiten durchge-
führt werden (bitte aufschlüsseln nach einzelnen Gesundheitsämtern, angebo-
tenen Testungen und gegebenenfalls Zeitraum, seit wann einzelne Testungen 
ausgesetzt sind);

Die Beratung und Testung auf sexuell übertragbare Infektionen findet in Baden-
Württemberg bei den STI-Beratungsstellen der Gesundheitsämter der Stadt- und 
Landkreise nach § 19 Infektionsschutzgesetz (IfSG) und § 7 Gesundheitsdienst-
gesetz (ÖGDG) als Pflichtaufgabe statt. Getestet werden kann auf HIV, Lues, 
Gonokokken, Chlamydien und auf Hepatitiden. Die Testungen können anonym 
durchgeführt werden. Die Kosten für die Probenauswertung werden vom Land 
getragen. Gesundheitsämter können Beratungen und Testungen in Zusammenar-
beit mit anderen Institutionen anbieten, um ein flächendeckendes niedrigschwelli-
ges Angebot zu ermöglichen. Netzwerkarbeit mit den Aidshilfen in Baden-Würt-
temberg und den HIV-Schwerpunktpraxen wird aus diesem Grund seitens der 
Landesregierung gefördert. Die Liste der STI-Beratungsstellen der Gesundheits-
ämter und Landratsämter wird regelmäßig aktualisiert und auf der Internetseite 
des Landesgesundheitsamtes der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt.

11. �ab welchem Zeitpunkt der Coronapandemie aus Sicht der Landesregierung die 
Gesundheitsämter ihr Testangebot bezüglich sexuell übertragbaren Krankhei-
ten hätten wiederaufnehmen müssen;

Testungen und Beratungen auf sexuell übertragene Erkrankungen wurden auch 
während der Coronapandemie in Gesundheitsämtern und Landratsämtern je nach 
den kapazitären Möglichkeiten angeboten. Insgesamt wurden im Jahr 2020 schät-
zungsweise zwei Drittel weniger Testungen auf sexuell übertragene Infektionen 
in den STI-Beratungsstellen der Gesundheitsämter und Landratsämter durchge-
führt. Im Jahr 2021 war bereits wieder ein Anstieg zu verzeichnen. Eine gute 
Zusammenarbeit mit anderen Akteurinnen und Akteuren des Gesundheitswesens, 
wie beispielsweise der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V., hat maßgeblich dazu 
beigetragen, während der Coronapandemie die weggefallenen Angebote der Ge-
sundheitsämter aufzufangen und weiterhin ein Beratungs- und Testangebot nied-
rigschwellig aufrecht zu erhalten.
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12. �auf welche Weise das Land in Kreisen, in denen Gesundheitsämter keine Tes-
tungen auf sexuell übertragbare Krankheiten durchführen, die gesundheitliche 
Versorgung der Bevölkerung sicherstellt;

Checkpoints der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. stellen in der Regel eine Er-
gänzung zum Angebot des öffentlichen Gesundheitsdienstes dar. 

Die Förderung von Projekten zur Gewährung eines schnellen und unkomplizier-
ten Zugangs zur Therapie sowie die Aufrechterhaltung von niedrigschwelligen 
Testangeboten erfolgt u. a. auch durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Integration. Dadurch soll die Erreichbarkeit von vulnerablen Gruppen (wie 
LSBTTIQ*, geflüchtete Menschen, Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter, Polyamo-
röse usw.), die über die Gesundheitsämter und die ärztliche Versorgung nicht um-
fassend erreicht werden, weiter verbessert werden. Um dieses Ziel zu erreichen, 
hat der Haushaltsgesetzgeber die Fördermittel für die Aidshilfen im Jahr 2022 um 
560.000 Euro auf 1,2 Mio. Euro erhöht. Davon sind 80.000 Euro explizit für den 
Ausbau der Checkpoint-Angebote vorgesehen. Von den HIV-/STI-Beratungsstel-
len, die in der Aidshilfe Baden-Württemberg e. V. Mitglied sind, werden inzwi-
schen an 13 Standorten regelmäßige Testsprechstunden angeboten.

Im Checkpoint Aidshilfe Freiburg wurde im Jahr 2017 die Grundlage für ein 
„Zentrum für sexuelle Gesundheit – Checkpoint Plus Freiburg“ zur Verzahnung 
von Beratung, Diagnostik und Behandlung geschaffen. Im Jahr 2019 konnte durch 
die Modellprojektförderung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und In-
tegration Baden-Württemberg der Checkpoint Plus Freiburg in Kooperation mit 
der Praxis für Infektionsmedizin und der Universitätsklinik Freiburg starten und 
erprobt werden. Das Ziel des Projektes, die Beratung und Versorgung von be-
sonders vulnerablen Gruppen zu optimieren, ist erreicht worden. In dem Zeitraum 
von Januar 2019 bis Dezember 2021 sind 410 Fälle (HIV/STI) identifiziert und in 
die medizinische Versorgung gebracht worden.

II. nachfolgende Maßnahmen zu ergreifen:

1.	�landesrechtliche Regelungsmöglichkeiten zu nutzen, um den Schutz von HIV-
positiven Menschen im Gesundheitsbereich (sowohl als Patientinnen und Pa-
tienten als auch als Behandelnde) zu verbessern;

Die Thematik der Antidiskriminierung wird auf gesetzlicher Ebene vom Bund 
ausgeformt. In Baden-Württemberg wird der Antidiskriminierung mit verschie-
densten Maßnahmen Rechnung getragen. Welche Maßnahmen dies im Bereich 
der STI und vor allem in Bezug auf HIV darstellen ist den obigen Antworten, ins-
besondere der Antwort auf Frage Ziff. I. 7., zu entnehmen.

2.	�geeignete Angebote zur Versorgung von HIV-positiven Menschen in Pflegeein-
richtungen und die Sensibilisierung der Pflegenden zu schaffen;

Nach § 12 SGB XI sind die Pflegekassen für die Sicherstellung der pflegerischen 
Versorgung ihrer Versicherten verantwortlich. Im Übrigen wird auf die Antwort 
zu Frage Ziff. I. 5 verwiesen.

3.	�niedrigschwellige Testangebote bezüglich sexuell übertragbaren Krankheiten 
als Teil der öffentlichen Gesundheitsvorsorge in jedem baden-württembergi-
schen Gesundheitsamt zu gewährleisten.

Die STI-Beratungsstellen der Gesundheitsämter und Landratsämter wurden kürz-
lich mit einem Schreiben des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Inte-
gration erneut darauf hingewiesen, dass die Beratung und Testung auf sexuell 
übertragbare Infektionen in Baden-Württemberg bei den STI-Beratungsstellen der 
Gesundheitsämter bzw. der Landratsämter nach § 19 IfSG und § 7 ÖGDG eine 
Pflichtaufgabe ist. Aus Sicht des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und In-
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tegration ist eine Zusammenarbeit des Gesundheitsamtes mit anderen Einrichtun-
gen (beispielsweise der Aidshilfe) möglich, solange das Gesundheitsamt selbst 
weiterhin eine STI-Beratung anbietet. Bei der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen sind insbesondere die örtlichen Rahmenbedingungen zu berücksichti-
gen, damit ein niedrigschwelliges Test- und Beratungsangebot möglichst flächen-
deckend gewährleistet werden kann.

Lucha
Minister für Soziales, 
Gesundheit und Integration
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